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BLICKcAUF\
dermonax

DIE SCHWEIZ

Von Peter Diirrenmatt

In der letzten Zeit konnte man in
politischen Auseinandersetzungen immer
wieder das Wort vom Vertrauen hören.
Dieses Wort wurde zwar nicht mehr
gleichsam als ein Fanal verwendet, wie
das in den «Staatskrisendiskussionen» vor
ungefähr Jahresfrist der Fall gewesen ist.
Dennoch muß gesagt sein, daß ein
Vertrauensproblem in unserer Politik vorhanden

ist. In den leidenschaftlichen
Diskussionen über die Zukunft der
Wehrpolitik ist beispielsweise mehr als einmal
gesagt worden, das Vertrauen in die
zuständigen Behörden werde durch diese
Diskussionen untergraben. Oder, um ein
anderes Beispiel zu wählen: hätten die
eidgenössischen Räte in der Wintersession
das Bundesbudget ganz oder teilweise an
den Bundesrat zurückgewiesen, so wäre
auch das als eine Geste des Mißtrauens
gewertet worden.

Nach unserem Dafürhalten handelt
es sich bei dieser Vertrauensempfindlichkeit,

wie wir sie nennen möchten, um
Symptome eines Zustandes, der tiefer geht
als obenhin sichtbar wird. Man könnte
sagen, es finde in dieser
Vertrauensempfindlichkeit die Tatsache ihren
Ausdruck, daß das politische Leben der
heutigen Schweiz kompliziert geworden ist,
die Einrichtungen und Organisationen
den Menschen über den Kopf wachsen.
Die Politik droht, ihre Unmittelbarkeit zu
verlieren. Jeder neue Gedanke, jeder
frische Impuls muß ein ganzeè System
von Schleusen passieren, bevor er
aufgenommen wird.

Dazu etwas Zweites: In der «guten
alten Zeit» war die Volksmehrheit im
Nationalrat repräsentiert und dieser Träger

der politischen Linie. Nicht der Proporz

hat dieses einfache Mehrheitsprinzip

zerstört, sondern das in all seinen Bezirken
differenziert gewordene Leben, dessen

Vielfalt irgendeinen Ausdruck brauchte.
Heute ist zwar das Zusammenspiel der
Parteien, Gruppen und Verbände geregelt,
was aber fehlt, ist der zusammenfassende
Geist. Der Mann aus dem Volke vermißt
die tragende1 Idee, die richtungweisende
Linie; er glaubt sich dem Räderwerk der
Routine ausgeliefert. Die Vollmachtenzeiten

haben an diesem Unlustgefühl das

ihre getan.
Woraus das andere entsteht, die

Furcht der Behörden vor dem Nein in der
Volksabstimmung. Staatspolitische
Entscheide, die dringlich sind, die aber Opfer
verlangen, werden nach Möglichkeit dem
Volksentscheid entzogen, um sie vor dem
Nein zu schützen. Die Verhandlungen um
die Altersversicherung haben dazu manch
nachdenklich stimmendes Beispiel geboten.
Die Kluft zwischen offizieller und nicht
offizieller Meinung hat jene Tendenzen
gestärkt, die Vollmachten und ordentliches
Recht wie Geschwister nebeneinander
sehen möchten, während sie doch feindliche

Brüder sein müßten. Die Angst vor
dem Volksentscheid wirkt sich aber im
Volke erst recht negativ aus.

Der Staatsbürger stellt immer dann
die Frage nach dem Vertrauen, wenn für
ihn der Staat anonym und unfaßbar zu
werden droht. Staatsfeindlichkeit darf aber
in einem Volksstaat kein Zustand sein!
Daher muß es Ziel einer aufbauenden
Politik von heute sein, der Vielzahl der
einzelnen Staatsbürger das Gefühl, ja die
Gewißheit zu geben, trotz aller
Kompliziertheit könne der unmittelbare und
lebendige Kontakt zwischen dem Volk und
seinen Behörden erhalten bleiben!
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